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WH 6,9 m
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4.  Bodendenkmalpflegerische Belange  
4.1 Es wird darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an 

das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 
8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 
23.06.2023 unterliegen.  

4.2 Art. 8 (1) BayDSchG:  
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt 
der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses 
teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.  

4.3 Art. 8 (2) BayDSchG:  
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  

4.4 Treten bei der Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. Art. 8 BayDSchG 
der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden.  
Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 
Satz 2 BayDSchG).  

 

 

Satzung der Gemeinde Seeshaupt zur 1. vereinfachten Änderung des  
Bebauungsplans "In der Au"  
 
Die Gemeinde Seeshaupt erlässt aufgrund der §§ 9, 10 und 13 des Baugesetzbuches (BauGB),  
des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO),  
der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO),  
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Inhalts (PlanzV),  
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO),  
in der jeweils zum Datum des Satzungsbeschlusses letztgültigen Fassung folgende 1. vereinfachte  
Änderung des Bebauungsplans „In der Au“ als Satzung. 

 
 
 
A Änderung des Bebauungsplans 
 
Der Bebauungsplan „In der Au“ in der rechtsverbindlichen Fassung vom 30.03.2007, wurde zuletzt redakti-
onell ergänzt am 10.07.2007. 
 
1 Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans „In der Au“ umfasst gemäß Planzeich-

nung das Grundstück Fl.-Nr. 500/2 der Gemarkung Seeshaupt. Der bisherige Planteil wird durch 
den vorstehenden Planteil im Geltungsbereich der Änderung ersetzt. 

 
2 Mit Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplans treten für den Geltungsbereich alle anders  

lautenden Festsetzungen des Bebauungsplans „In der Au“ außer Kraft.  
 
3 Die übrigen Planzeichen, Festsetzungen und Hinweise des ursprünglichen Bebauungsplans  

„In der Au“ gelten unverändert. 
 
 
B Festsetzungen durch Planzeichen  

1   Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans    

2          Baugrenze  

3    GR 250 zulässige Grundfläche als Höchstmaß (hier 250 m²) 

4      II    max. 2 Vollgeschosse zulässig (Hinweis zum Begriff „Vollgeschoss“: Auf die  
Übergangsvorschrift des Art. 83 Abs. 6 BayBO wird verwiesen.) 

5            SD 18°-32° Satteldach mit Dachneigung 18° - 32° zulässig 

6   WH 6,9 m max. zulässige Wandhöhe (hier: 6,90 m), gemessen von OK Fertigfußboden EG  
bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. 

 
7 Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB) 

 
 
C Hinweise durch Planzeichen 
   
1   Maßzahl in Meter (z.B. 3,0 m) 

2   vorhandene Haupt- und Nebengebäude  

3   Bebaungsplanänderung vom  

 

D Festsetzungen durch Text  
 
1 Dachgauben: 

Auf dem Hauptgebäude werden bis zu 3 Dachgauben (Schleppgauben) je Dachseite zugelassen.  
-Schleppgauben sind bei Dächern mit mindestens 30° Dachneigung zulässig. 
-Die Breite der einzelnen Gaube darf nicht mehr als 2,0 m betragen.  
-Die Gauben sind symmetrisch auf dem Dach anzuordnen. 
-Der Abstand der Gaube vom Ortgang muss mind. 3,0 m betragen  
-Der Ansatzpunkt einer Gaube muss mind. 1,0 m unter dem First liegen.  
-Die Dachgaube muss auf ihrer Frontseite mindestens aus 75% Fensterfläche bestehen.  
-Die Gauben sind mit dem gleichen Material wie das Hauptgebäude bzw. mit Blech einzudecken.  
-Eine Dacheindeckung mit Kupferblech ist unzulässig.  

 
2 Außerhalb der Baugrenzen sind offene Fluchttreppen zulässig. 
 
3 Immissionsschutz 

Bei der Planung und Installation von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme- 
Pumpen, Mini-Blockheizkraftwerken und ähnlichen Anlagen und Geräten sind die sich aus dem LAI 
"Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten" ergebenden 
Mindestabstände zur benachbarten Wohnbebauung zu beachten. Der Leitfaden ist zu beziehen un-
ter: www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden_verbesserung_schutz_gegen_laerm_ 
bei_stat_geraete_1588594414.pdf 

 
4 Nutzung von Sonnenenergie 
4.1 Auf den Dächern sind Photovoltaik- und thermische Solaranlagen zulässig, diese sind in die Dachfläche 

zu integrieren oder in gleicher Neigung auf das Dach zu montieren. Aufgeständerte Anlagen werden nicht 
zugelassen. Die Elemente müssen in der Fläche ein Rechteck ausbilden, Umzahnung von Kaminen, 
Dachflächenfenstern und Dachgauben sind unzulässig.  
 

4.2 Gebäudeunabhängige Solaranlagen werden nicht zugelassen. 
 
5   Artenschutz: 
5.1 Bei der Neuerrichtung oder Erweiterung von Gebäuden ist je eine Nisthilfe für Gebäudebrüter (Vö-

gel) und Fledermäuse mit dem Faktor 0,2 Quartiere je lfm Fassadenfläche an bzw. in Dachflächen 
und Fassadenelemente zu integrieren und dauerhaft zu unterhalten. Als Nisthilfen sind z.B. im Han-
del erhältliche, fertige Niststeine in die Fassade einzubauen. Die Nisthilfen sind im Eingabeplan zu 
kennzeichnen. 

 
5.2 Lichtschächte und ähnliche Bauteile sind so auszuführen, dass diese keine Fallen für Kleintiere, 

Reptilien und Amphibien darstellen (z.B. Abdeckungen oder Fluchtmöglichkeiten). 
 
5.3 Außenbeleuchtung: 

Im Sinne von § 41a BNatSchG sowie Art. 11a BayNatSchG sind zu errichtende Beleuchtungen an 
Straßen und Wegen, Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und Grundstücke technisch und konstruktiv 
so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild leben-
der Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtimmissionen geschützt sind. Hierzu sind abgeschirm-
te Leuchtentypen mit gezielter Lichtlenkung („Full-Cut-Off-Lampen“) zu verwenden. Auf Bodenein-
baustrahler ist zu verzichten. Reinweißes Licht mit Wellenlängen unter 540 nm und > 2.700 K ist zu ver-
meiden. Dauerhafte Beleuchtungen sind nur als Straßenbeleuchtung zulässig.  

 
5.4 Schutz vor Vogelschlag: 

Zum Schutz vor Vogelschlag sind große Glasflächen sowie „Über-Eck-Verglasungen“ möglichst zu ver-
meiden. Verwendung alternativer, lichtdurchlässiger, nicht transparenter Materialien (z.B. halb-
transparente, mattierte, eingefärbte, bombierte oder strukturierte Glasflächen, Siebdrucke, farbige Folien). 
Es ist Fensterglas mit einem möglichst geringen Außenreflexionsgrad (max. 15%) zu verwenden (UV-
Methoden und Greifvogelsilhouetten gelten nicht als ausreichend wirksam). 

 
5.5 Vor dem Abriss von Gebäuden/ Gebäudeteilen sind diese von einer fachkundigen Person auf Vor-

kommen geschützter Tierarten zu prüfen und zu dokumentieren. Die Dokumentation ist der Unteren 
Naturschutzbehörde vorzulegen. Sollten geschützte Tiere festgestellt werden, ist das weitere Vorge-
hen mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

 

6 Freiflächengestaltung 
Die Außenanlagen sind bis spätestens einem Jahr nach Bezugsfertigkeit anzulegen, dabei sind 
Freiflächen zu begrünen, Schottergärten werden nicht zugelassen.  

 
 
 
E Hinweise durch Text  
 
1 Vorsorgender Bodenschutz 

Zum vorsorgenden Bodenschutz ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass bei einer Bebauung 
der Fläche die Entsorgung von Bodenmaterial frühzeitig geplant werden soll, wobei die 
Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung von Bodenmaterial innerhalb der 
Baufläche zu bevorzugen ist. Zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen 
Beeinträchtigungen (insbesondere des Mutterbodens nach § 202 BauGB), ist der belebte 
Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, 
vor Verdichtung zu schützen und einer möglichst hochwertigen Nutzung zuzuführen. Zu 
berücksichtigen sind hierbei die DIN 18915 und die DIN 19731.  

 
Das Aushubmaterial ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Das Material darf nicht in ökologisch hoch-
wertige Flächen verbracht werden. 

 
2 Starkniederschläge     

Sturzfluten als Folge von Starkniederschlägen können grundsätzlich überall auftreten. Die oftmals 
kostenintensiven Auswirkungen einer Sturzflut können jedoch bereits durch fachgerechte Planun-
gen und angepasste Bauweisen verringert, teilweise sogar beherrscht werden. Die Planer und 
Bauherren sollten sich über die Broschüre des BBK „Empfehlungen bei Sturzfluten“ weitergehend 
informieren. Dort sind die baulichen Aspekte einer wasserdichten Ausführung behandelt.  

 
Zur Vermeidung evtl. Folgeschäden aus möglichen Extremniederschlägen wird allen Bauherren 
empfohlen, die Gartengestaltung so vorzunehmen, dass der Abfluss des Niederschlagswassers 
vom Gebäude weg orientiert ist. Wohngebäude und Garagen sollten so errichtet werden, dass zwi-
schen den Baukörpern das Oberflächenwasser ungehindert ablaufen kann.   
 
Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind bis 25 cm über Gelände 
konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen oberflächlich abfließendes Wasser nicht 
eindringen kann. 

 
Die Gebäude sind bis zu dieser Kote wasserdicht zu errichten (Keller wasserdicht und – so- weit 
erforderlich - auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Installati-
onsdurchführungen etc.). Sollten Lichtgräben für höherwertige Nutzung der Keller zugelassen wer-
den, sind diese ebenfalls so zu konstruieren, dass weder Grundwasser noch Oberflächenwasser 
zutreten kann. 

 
Auf eine wassersensible Gebäudeplanung ist zu achten. Ebenfalls ist § 37 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) zu berücksichtigen. Wassersensible Siedlungsentwicklung (bayern.de) - Emp-
fehlungen für ein zukunftsfähiges und klimaangepasstes Regenwassermanagement in Bayern;  
(http://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible siedlungsentwi-
lung/index.htm)   

 
Auf die Möglichkeit zum Abschluss einer Elementarschaden-Versicherung und die Empfehlungen 
der „Hochwasserschutzfibel des Bundesbauministeriums“ wird ergänzend hingewiesen.  

 
3 Vermeidungsmaßnahmen 
3.1 Bestehende Gehölz- und Grünstrukturen sind als Eingrünung zu erhalten und bei den Baumaß-

nahmen durch baumerhaltende und schadenbegrenzende Maßnahmen vor Beeinträchtigung, z.B. 
durch Wurzelverletzungen infolge von Bodenverdichtung und Abgrabung zu schützen (DIN 18920 
Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen). 

 
3.2 Eingriffe wie Rodungen oder Rückschnitte dürfen nicht in der Vogelbrutzeit zwischen Anfang März 

und Ende September durchgeführt werden. 
 
 

 F Verfahrensvermerke: 
 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Seeshaupt hat in der Sitzung vom …………. die 1. Änderung des Be-

bauungsplans „In der Au“ beschlossen. Der Änderungsbeschluss wurde am …………. ortsüblich be-
kannt gemacht. 
 

2. Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom ……….. wurde mit der Begrün-
dung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ………….. bis ……………. im Internet veröffentlicht und öf-
fentlich ausgelegt.  
 

3. Zu dem Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans mit Begründung in der Fassung vom …………… 
wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ………….. 
bis ………….. beteiligt. 
 

4. Die Gemeinde Seeshaupt hat mit Beschluss des Gemeinderates vom …………… die 1. Änderung des 
Bebauungsplans „In der Au“ in der Fassung vom …………… mit der Begründung nach § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen. 
 

       Seeshaupt, ………………. 
      

 
 __________________________ 
 Erster Bürgermeister Fritz Egold 
 
 

5. Der Satzungsbeschluss zur 1. Änderung des Bebauungsplans „In der Au“ wurde am ……………….. 
gem. § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Die Änderung des Bebauungsplans ist 
damit in Kraft getreten. 

 
       Seeshaupt, …………. 
      

 
  __________________________ 
  Erster Bürgermeister Fritz Egold 
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